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Sehr geehrte Mandanten,

ist es möglich, Werbungskosten für eine doppelte Haushaltsführung

abzusetzen, ohne eine doppelte Haushaltsführung zu haben? Die Ant-

wort wird verwundern: Vielleicht!

Mehraufwendungen für eine doppelte Haushaltsführung können

grundsätzlich nur unter den Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 Satz 3

Nr 5 EStG als abzugsfähige Werbungskosten behandelt werden. Das

FG Berlin-Brandenburg (Az: 3 K 3278/14) ließ jetzt erfreulicherweise

die Aufwendungen für das Vorhalten einer Zweitwohnung zum Wer-

bungskostenabzug zu, obwohl es definitiv keine Kosten für eine beruf-

lich veranlasste doppelte Haushaltsführung waren.

Grund war die Elternzeit der Klägerin, die nach der Geburt des Kin-

des mit ihrem Lebensgefährten zusammengezogen war und folglich

die Elternzeit nicht in ihrer Zweitwohnung am Beschäftigungsort ver-

brachte. Diese behielt sie jedoch bei, da sie beabsichtigte, nach der

Elternzeit ihre Arbeit wieder aufzunehmen, sie eine sehr niedrige Miete

zahlte und der angespannte Mietmarkt am Ort ihrer Beschäftigung

dafür sprach, dass bei einer Neuanmietung bei der geplanten Wieder-

aufnahme der Berufstätigkeit mit erheblichen Schwierigkeiten zu rech-

nen wäre.

Diese Argumentation reichte dem Gericht, um den Werbungskosten-

abzug zuzulassen, da es ausschließlich berufliche Gründe erkannte.

Das letzte Wort wird jedoch der BFH (Az: VI R 1/18) haben. Wie es

ausgeht, erfahren Sie dann natürlich auch hier.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ihre Kanzlei H&H - HAAS & HIERET

Steuerberater und Rechtsanwalt Partnerschaftsgesellschaft
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle  
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

11.06.

 � Umsatzsteuer

 � Lohnsteuer

 � Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Einkommensteuer

Kirchensteuer

Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.06. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juni 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juni 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.06.2018.

Nachzahlungszinsen: BFH zweifelt an  
Verfassungsmäßigkeit

Der Bundesfinanzhof (BFH) zweifelt wegen der „realitätsfernen Bemes-

sung des Zinssatzes“ an der Verfassungsmäßigkeit von Nachzahlungs-

zinsen für Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2015. Er hat daher in einem 

summarischen Verfahren Aussetzung der Vollziehung (AdV) gewährt. 

Die Entscheidung ist zu §§ 233a, 238 AO ergangen. Danach betragen 

die Zinsen für jeden Monat einhalb Prozent einer nachzuzahlenden oder 

zu erstattenden Steuer. Allein bei der steuerlichen Betriebsprüfung ver-

einnahmte der Fiskus im Bereich der Zinsen nach § 233a AO in den letz-

ten Jahren mehr als zwei Milliarden Euro.

Im Streitfall setzte das Finanzamt die von den Antragstellern für 2009 

zu entrichtende Einkommensteuer zunächst auf 159.139 Euro fest. Im 

Anschluss an eine Außenprüfung änderte es die Einkommensteuer-

festsetzung am 13.11.2017 auf 2.143.939 Euro. Nachzuzahlen war eine 

Steuer von 1.984.800 Euro. Das Amt verlangte zudem in dem mit der 

Steuerfestsetzung verbundenen Zinsbescheid für den Zeitraum vom 

01.04.2015 bis 16.11.2017 Nachzahlungszinsen in Höhe von 240.831 

Euro. Die Antragsteller begehren die AdV des Zinsbescheids, da die 

Höhe der Zinsen von einhalb Prozent für jeden Monat verfassungswid-

rig sei. Das Finanzamt und das Finanzgericht lehnten dies ab.

Demgegenüber hat der BFH dem Antrag stattgegeben und die Voll-

ziehung des Zinsbescheids in vollem Umfang ausgesetzt. Nach dem 

Beschluss des BFH bestehen im Hinblick auf die Zinshöhe für Verzin-

sungszeiträume ab dem Jahr 2015 schwerwiegende Zweifel an der 

Verfassungsmäßigkeit von § 233a AO in Verbindung mit § 238 Absatz 

1 Satz 1 AO. Der BFH begründet dies mit der realitätsfernen Bemes-

sung des Zinssatzes, die den allgemeinen Gleichheitssatz nach Artikel 

3 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG) verletze. Der gesetzlich festgelegte 

Zinssatz überschreite den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen 

Realität erheblich, da sich im Streitzeitraum ein niedriges Marktzinsni-

veaus strukturell und nachhaltig verfestigt habe.

Eine sachliche Rechtfertigung für die gesetzliche Zinshöhe bestehe bei 

der gebotenen summarischen Prüfung nicht. Aufgrund der auf moder-

ner Datenverarbeitungstechnik gestützten Automation in der Steuer-

verwaltung könnten Erwägungen wie Praktikabilität und Verwaltungs-

vereinfachung einer Anpassung der seit 1961 unveränderten Zinshöhe 

an den jeweiligen Marktzinssatz oder an den Basiszinssatz im Sinne des 

§ 247 Bürgerliches Gesetzbuch nicht mehr entgegenstehen. Für die 

Höhe des Zinssatzes fehle es an einer Begründung. Der Sinn und Zweck 

der Verzinsungspflicht bestehe darin, den Nutzungsvorteil wenigstens 

zum Teil abzuschöpfen, den der Steuerpflichtige dadurch erhalte, dass 

er während der Dauer der Nichtentrichtung über eine Geldsumme 

verfügen könne. Dieses Ziel sei wegen des strukturellen Niedrigzins-

niveaus im typischen Fall für den Streitzeitraum nicht erreichbar und 

trage damit die realitätsferne Bemessung der Zinshöhe nicht.

Es bestünden überdies schwerwiegende verfassungsrechtliche Zweifel, 

ob der Zinssatz dem aus dem Rechtsstaatsprinzip des Artikels 20 Absatz 

3 GG folgenden Übermaßverbot entspreche. Die realitätsferne Bemes-

sung der Zinshöhe wirke in Zeiten eines strukturellen Niedrigzinsni-

veaus wie ein rechtsgrundloser Zuschlag auf die Steuerfestsetzung.

Der Gesetzgeber sei im Übrigen von Verfassungs wegen gehalten zu 

überprüfen, ob die ursprüngliche Entscheidung zu der in § 238 Absatz 1 

Satz 1 AO geregelten gesetzlichen Höhe von Nachzahlungszinsen auch 
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bei dauerhafter Verfestigung des Niedrigzinsniveaus aufrechtzuerhal-

ten sei oder die Zinshöhe herabgesetzt werden müsse. Dies habe er 

selbst auch erkannt, aber gleichwohl bis heute nichts getan, obwohl er 

vergleichbare Zinsregelungen in der Abgabenordnung und im Handels-

gesetzbuch dahin gehend geändert habe. 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 25.04.2018, IX B 21/18

Erbschaftsteuer: Vorläufigkeitsvermerk zu  
Neuregelung ermöglicht keine nachträgliche  
Wahlrechtsausübung

Ein Vorläufigkeitsvermerk im Hinblick auf die nach einem Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zu erwartende Neuregelung des 

Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) umfasst 

nicht die Möglichkeit einer nachträglichen Wahlrechtsausübung auf 

Vollverschonung nach § 13a Absatz 8 ErbStG. Dies hat das Finanzge-

richt Münster entschieden.

Der Kläger erbte von dem im Jahr 2012 verstorbenen Erblasser Kom-

manditbeteiligungen an verschiedenen Gesellschaften. Im Rahmen 

seiner Erbschaftsteuererklärung stellte er zunächst keinen Antrag auf 

Vollverschonung des Betriebsvermögens. Im daraufhin ergangenen 

Erbschaftsteuerbescheid gewährte das Finanzamt auf die Beteiligun-

gen einen Verschonungsabschlag in Höhe von 85 Prozent. Die Festset-

zung erging „in vollem Umfang vorläufig“ im Hinblick auf die durch das 

BVerfG-Urteil vom 17.12.2014 (1 BvL 21/12) angeordnete Verpflichtung 

zur gesetzlichen Neuregelung. Nach Ablauf der Einspruchsfrist bean-

tragte der Kläger die vollständige Steuerbefreiung für Betriebsvermö-

gen gemäß § 13a Absatz 8 ErbStG. Dies lehnte das Finanzamt unter 

Hinweis auf den Eintritt der Bestandskraft ab. Demgegenüber berief 

sich der Kläger auf den Vorläufigkeitsvermerk, der die gesamte Erb-

schaftsteuerfestsetzung betreffe.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Da der Erbschaftsteuerbescheid be-

standskräftig geworden sei, habe der Kläger sein Wahlrecht nicht 

wirksam ausüben können, so das FG. Der Vorläufigkeitsvermerk durch-

breche die Bestandskraft insoweit nicht. Die Reichweite eines solchen 

Vermerks sei durch Auslegung zu ermitteln. Im Streitfall ergebe diese, 

dass das Finanzamt die Bestandskraft nur für den Fall habe offenhal-

ten wollen, dass der Bescheid aufgrund einer gesetzlichen Neurege-

lung aufgehoben werden müsse. Der Antrag auf Vollverschonung sei 

hiervon nicht umfasst, da dieser gerade nicht auf einer Neuregelung, 

sondern auf geltendem Recht beruhe. Gegen diese Auslegung spreche 

auch nicht die „in vollem Umfang“ erklärte Vorläufigkeit. Diese Formu-

lierung trage lediglich dem Umstand Rechnung, dass noch nicht klar 

gewesen sei, in welchem Umfang der Gesetzgeber eine neue Regelung 

schaffen würde, hält das FG fest.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 14.02.2018, 3 K 565/17 Erb

Datenschutz-Grundverordnung:  
Bundesfinanzministerium informiert über  
Umsetzung in der Steuerverwaltung

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein allgemeines Informati-

onsschreiben zur Umsetzung der datenschutzrechtlichen Vorgaben der 

Artikel 12 bis 14 DSGVO in der Steuerverwaltung bekannt gemacht.

Die Informationen des Schreibens betreffen die Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten zu steuerlichen Zwecken, soweit die Abgaben-

ordnung unmittelbar oder mittelbar anzuwenden ist. Ausgenommen 

ist die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Zollbehörden 

(zum Beispiel Zölle, Einfuhrumsatzsteuer und Kraftfahrzeugsteuer).

Im Besteuerungsverfahren sind Daten laut Bundesfinanzministerium 

personenbezogen, wenn sie einer natürlichen Person, einer Körper-

schaft (zum Beispiel Verein, Kapitalgesellschaft), einer Personenverei-

nigung oder einer Vermögensmasse zugeordnet werden können. Keine 

personenbezogenen Daten seien anonymisierte oder pseudonymisier-

te Daten.

Wenn Finanzbehörden personenbezogene Daten verarbeiten, bedeute 

das, dass sie diese Daten zum Beispiel erheben, speichern, verwenden, 

übermitteln, zum Abruf bereitstellen oder löschen.

Das Informationsschreiben informiere, welche personenbezogenen 

Daten von der Steuerverwaltung erhoben werden, bei wem sie erho-

ben werden und was die Steuerverwaltung mit diesen Daten macht. 

Außerdem informiere das Schreiben über die Rechte in Datenschutz-

fragen und an wen man sich diesbezüglich wenden kann. Es ist auf den 

Seiten des Ministeriums (www.bundesfinanzministerium.de) unter der 

Rubrik „Themen/Steuern“ als pdf-Datei abrufbar.

Bundesfinanzministerium, PM vom 02.05.2018



Juni 2018

www.haas-hieret.de 6

Einfuhrumsatzsteuer bei nachträglichem Nachweis 
anschließender innergemeinschaftlicher Lieferung  
zu erlassen

Bestandskräftig festgesetzte Einfuhrumsatzsteuer ist zu erlassen, wenn 

und soweit der Steuerpflichtige nachweist, dass er nach Deutschland 

eingeführte Waren im unmittelbarem Anschluss für eine innergemein-

schaftliche Lieferung verwendet hat. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Baden-Württemberg entschieden. Gegen das Urteil wurde Revision 

beim Bundesfinanzhof eingelegt (VII R 4/18).

Die Klägerin ist ein Schweizer Bauunternehmen, das im Streitjahr 2009 

an der Errichtung einer Wohn- und Geschäftsimmobilie in London be-

teiligt war. In diesem Zusammenhang meldete sie beim deutschen Zoll 

mehrfach Waren zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr 

mit unmittelbar anschließender innergemeinschaftlicher Lieferung an. 

Bei den Waren handelte es sich um vorgefertigte Konstruktionen, die 

von der Schweiz über Deutschland an die Baustelle in London trans-

portiert und dort von der Klägerin montiert werden sollten. Das Zoll-

amt gab die Waren zunächst ohne Erhebung von Einfuhrabgaben frei. 

Nachdem das Hauptzollamt (HZA) Fehler in den Zollanmeldungen 

festgestellt hatte, erließ es einen Einfuhrabgabenbescheid. Darin wur-

de für 85 Zollanmeldungen aus dem Jahr 2009 Einfuhrumsatzsteuer in 

Höhe von insgesamt 649.167,64 Euro gemäß Artikel 220 Absatz 1 der 

Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12.10.1992 zur Festle-

gung des Zollkodex der Gemeinschaften (ZK) nacherhoben. Der Nach-

erhebungsbescheid wurde bestandskräftig. Unter Vorlage von Fracht-

briefen und anderer Unterlagen stellte die Klägerin einen Erlassantrag 

nach Artikel 236 ZK, den das HZA ablehnte.

Die hiergegen erhobene Klage hatte teilweise Erfolg. Das FG ver-

pflichtete das HZA, die festgesetzte Einfuhrumsatzsteuer in Höhe 

von 227.899,98 Euro zu erlassen. In diesem Umfang habe die Klägerin 

nachgewiesen, dass sie die Einfuhren unmittelbar zur Ausführung in-

nergemeinschaftlicher Lieferungen nach §§ 4 Nr. 1b, 6a Umsatzsteu-

ergesetz (UStG) verwendet habe. Das führe nach § 5 Absatz 1 Nr. 3 

UStG zur Steuerfreiheit dieser Einfuhren und begründe einen Erlassan-

spruch. Zwar schließe Artikel 236 ZK die Erstattung beziehungsweise 

den Erlass der Einfuhrumsatzsteuer (unmittelbar) nicht ein, da es sich 

bei ihr nicht um eine Einfuhrabgabe im Sinne der Artikel 236, 4 Nr. 

10 ZK handele. Artikel 236 ZK sei aber sinngemäß anzuwenden, wenn 

eine Einfuhr im Sinne des §1 Absatz 1 Nr. 4 UStG im Inland vorliege.

Das sei hier der Fall, weil die streitgegenständlichen Waren aus der 

Schweiz über den Landweg mit dem Lkw nach Deutschland einge-

führt worden seien. Dass die eingeführten Bauteile letztlich nicht in 

den inländischen Wirtschaftskreislauf, sondern in den Großbritanniens 

eingegangen sind, ändere nichts an der Steuerbarkeit der Einfuhr im 

Inland. Für den Tatbestand der Einfuhr sei es ausreichend, dass die Ge-

genstände in den Wirtschaftskreislauf der EU gelangten. Davon zu un-

terscheiden sei die Frage, in welchem Mitgliedstaat die Einfuhr erfolgt 

sei. Das sei Deutschland gewesen, weil hier die Waren in den zollrecht-

lich freien Verkehr überführt worden seien.

Die von der Klägerin geschuldete Einfuhrumsatzsteuer sei nur steuer-

frei, soweit der eingeführte Gegenstand im Anschluss an die Einfuhr 

unmittelbar zur Ausführung einer innergemeinschaftlichen Lieferung 

verwendet werde. Wie und in welcher Form der Nachweis einer an die 

Einfuhr anschließenden innergemeinschaftlichen Lieferung gegenüber 

der Zollstelle zu erbringen sei, regele § 5 Absatz 1 Nr. 3 UStG erst in 

seiner ab 01.01.2011 gültigen Neufassung. Für das Streitjahr 2009 sei 

der Nachweis daher durch die in §§ 17a Absatz 2 bis 4 der Umsatzsteu-

erdurchführungsverordnung genannten, leicht nachprüfbaren Belege 

(Rechnung, Lieferschein et cetera) zu führen, sofern diese im Zeitpunkt 

der Einfuhrabfertigung bereits zur Verfügung stünden.

Diese Nachweispflichten habe die Klägerin nur teilweise erfüllt. Die 

Steuerbefreiung sei trotz Nichterfüllung formeller Nachweispflichten 

auch zu gewähren, wenn aufgrund der objektiven Beweislage festste-

he, dass die Voraussetzungen einer innergemeinschaftlichen Lieferung 

vorliegen. Dieser Grundsatz sei auch auf die Beurteilung der Steuer-

freiheit bei der Einfuhr nach § 5 Absatz 1 Nr. 3 UStG übertragbar. Eine 

Erstattung oder ein Erlass der Einfuhrumsatzsteuer dürfe nicht unter 

Hinweis auf formale Verstöße zum Zeitpunkt der Einfuhr abgelehnt 

werden, wenn (nachträglich) der Nachweis einer im Anschluss durch-

geführten innergemeinschaftlichen Lieferung erbracht werde Das FG 

war auf Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen jedoch nur hin-

sichtlich eines Teils der Einfuhren davon überzeugt, dass die betreffen-

den Waren im Anschluss an die Einfuhr tatsächlich nach Großbritanni-

en versendet waren.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 14.11.2017, 11 K 1102/15

Unternehmer
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Gesellschaftsrecht: Reform soll Firmengründungen 
erleichtern und Steuervermeidung bekämpfen

Die Europäische Kommission will mit neuen Regeln das Gesellschafts-

recht im europäischen Binnenmarkt modernisieren. Mit den Vorschlä-

gen vom 25.04.2018 sollen Unternehmensgründungen komplett 

digital vorgenommen werden und Umorganisationen und grenzüber-

schreitende Umzüge auf der Grundlage gemeinsamer Bestimmungen 

erfolgen können. Gleichzeitig enthalten die neuen Vorschriften strenge 

Vorkehrungen zum Schutz von Arbeitnehmerrechten sowie von Gläu-

biger- und Aktionärsinteressen. Mit den neuen Vorschriften sollen au-

ßerdem Kunstkonstrukte zur Steuervermeidung vermieden werden.

Bislang verfügen nur 17 Staaten über ein Verfahren, bei dem alle für 

eine Unternehmenszulassung erforderlichen Schritte online abgewi-

ckelt werden können. Mit den aktuellen Vorschlägen der Kommission 

sollen Unternehmen in die Lage versetzt werden, sämtliche Schritte 

zur Gründung einer GmbH oder einer Zweigniederlassung mittels 

grenzübergreifend zugänglicher digitaler Angebote mit der gebote-

nen Sicherheit online abwickeln zu können. Die Digitalisierung soll 

Unternehmensgründungen effizienter und kostengünstiger machen. 

Denn eine Online-Registrierung dauere im Durchschnitt halb so lange 

wie eine Registrierung mittels herkömmlicher Papierformulare, so die 

Kommission. Sie rechnet damit, dass Online-Registrierungsverfahren 

gemäß den neuen Vorschriften für die europäischen Unternehmen zu 

Einsparungen zwischen 42 und 84 Millionen Euro jährlich führen.

Dank des in den Vorschlägen vorgesehenen Grundsatzes der einmali-

gen Anlaufstelle müssten Unternehmen nicht länger die gleichen In-

formationen mehrfach unterschiedlichen Behörden vorlegen, fährt die 

Kommission fort. Künftig würden mehr Informationen über Unterneh-

men in den Unternehmensregistern kostenlos einsehbar sein.

Um Betrug oder Missbräuche zu verhindern, sollen die nationalen 

Behörden künftig untereinander Informationen über Personen, die 

von Geschäftsführungs- oder Vorstandsfunktionen ausgeschlossen 

wurden, abrufen und in Betrugsverdachtsfällen eine Präsenz vor Ort 

einfordern können. Außerdem sollen sie das Recht erhalten, die Be-

teiligung bestimmter Personen oder Einrichtungen (zum Beispiel von 

Notaren) am Verfahren zu verlangen.

Mit dem Vorschlag sollen Verfahren auf EU-Ebene eingeführt werden, 

die es den Unternehmen ermöglichen, ihre vertraglichen Beziehungen 

und ihrer Rechtspersönlichkeiten auch bei einem Umzug in ein anderes 

EU-Mitgliedsland (so genannte grenzüberschreitende Umwandlung) 

und bei einer grenzüberschreitenden Spaltung in zwei oder mehr neue 

Gesellschaften aufrechtzuerhalten. Zudem werden die Regeln für Fusi-

onen mit in einem anderen EU-Mitgliedstaat ansässigen Unternehmen 

aktualisiert.

Ziel dieser Vorschläge ist es laut Kommission, den Umzug oder die 

Neuorganisation von Unternehmen im gesamten Binnenmarkt recht-

lich einfacher und billiger zu gestalten. Derzeit verfügten nicht alle Mit-

gliedstaaten über innerstaatliche Vorschriften über die Umwandlung 

und Spaltung von Unternehmen, und dort, wo es sie gibt, wiesen sie 

von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat zu große Unterschiede auf. Das hal-

te viele Unternehmen davon ab, wirtschaftliche Chancen zu nutzen, da 

der bürokratische Aufwand zu hoch scheine, so die Kommission. Außer-

dem müssten manche der Betroffenen (Beschäftigte, Gläubiger, Min-

derheitsaktionäre) eine Gefährdung ihrer Interessen befürchten.

Mit den neuen Vorschriften dürften im Binnenmarkt tätige Unterneh-

men erhebliche Kosten sparen, erwartet die Kommission. Die Schätzun-

gen reichten von 12.000 bis 19.000 Euro je Vorgang und insgesamt zwi-

schen 176 und 280 Millionen Euro in einem Zeitraum von fünf Jahren.

Die vorgeschlagenen Verfahren für grenzüberschreitende Umwand-

lungen und Spaltungen enthalten spezifische Vorkehrungen, die es 

den einzelstaatlichen Behörden erleichtern, gegen Missbräuche vorzu-

gehen. So würden beispielsweise künstliche Konstrukte, durch die un-

gebührliche Steuervorteile erlangt oder gesetzliche oder vertragliche 

Rechte von Beschäftigten, Gläubigern oder Minderheitsaktionären un-

terlaufen werden sollen, untersagt, erläutert die Kommission. In die-

sen Fällen könne die zuständige Behörde des Ursprungsmitgliedstaats 

das betreffende Vorhaben stoppen – auch schon im Planungsstadium. 

Andere Schutzklauseln seien zur Wahrung der Mitbestimmungsrechte 

der Arbeitnehmer vorgesehen.

Europäische Kommission, PM vom 25.04.2018
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Anlagebetrug mit nicht existierenden Blockheiz-
kraftwerken: Betroffene Anleger können Kapital-
verlust steuerlich geltend machen

Beteiligt sich der Anleger an einem von ihm nicht erkannten Schnee-

ballsystem, das aus seiner Sicht zu gewerblichen Einkünften führen 

soll, ist er berechtigt, den Verlust seines Kapitals steuerlich geltend zu 

machen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem Musterverfah-

ren für mehr als 1.400 geschädigte Anleger entschieden.

Im Streitfall hatte der Kläger mit mehreren Gesellschaften der X-Grup-

pe Verträge über den Erwerb von Blockheizkraftwerken abgeschlossen 

und die Kaufpreise gezahlt. Den späteren Betrieb der Blockheizkraft-

werke hatte er vertraglich an die X-Gruppe übertragen; die wirtschaft-

lichen Chancen und Risiken aus dem Betrieb sollten beim Kläger liegen. 

Tatsächlich hatten die Verantwortlichen der X-Gruppe jedoch niemals 

beabsichtigt, die Blockheizkraftwerke zu liefern. Sie hatten vielmehr 

ein betrügerisches „Schneeballsystem“ aufgezogen und wurden hierfür 

später strafrechtlich verurteilt. Wenige Monate nachdem der Kläger die 

Kaufpreise gezahlt hatte, wurden die Gesellschaften der X-Gruppe in-

solvent. Die vom Kläger geleisteten Zahlungen waren verloren.

Das Finanzamt wollte die Verluste des Klägers einkommensteuerlich 

nicht berücksichtigen, weil es ihn als bloßen Kapitalgeber ansah und 

bei den Einkünften aus Kapitalvermögen kein Abzug von Werbungs-

kosten möglich ist. Dem ist der BFH nicht gefolgt. Er hat vielmehr 

entschieden, dass die einkommensteuerrechtliche Qualifikation der 

Einkunftsart, der die verlorenen Aufwendungen zuzuordnen sind, nach 

der Sichtweise des Steuerpflichtigen im Zeitpunkt des Abschlusses der 

maßgeblichen Verträge vorzunehmen sei. Die besseren objektiv-rück-

blickenden Erkenntnisse seien hingegen nicht maßgeblich. Aufgrund 

der Verträge über den Erwerb und den Betrieb der Blockheizkraftwerke 

habe der Kläger hier davon ausgehen dürfen, Gewerbetreibender zu 

sein. Gewerbetreibende dürften Verluste auch dann – als vorwegge-

nommene Betriebsausgaben – abziehen, wenn letztlich niemals Ein-

nahmen erzielt werden.

Die Entscheidung des BFH beschränkt sich auf das so genannte Ver-

waltungsvertragsmodell der X-Gruppe. Über das von dieser Gruppe 

ebenfalls angebotene „Verpachtungsmodell“ brauchte der BFH eige-

nen Angaben zufolge hingegen nicht zu entscheiden.

Gleichwohl werde sich das erstinstanzlich tätig gewesene Finanzge-

richt Münster nochmals mit dem Verfahren befassen müssen. Denn 

der BFH habe es als möglich angesehen, dass die beabsichtigte Inves-

tition als Steuerstundungsmodell (§ 15b des Einkommensteuergeset-

zes) anzusehen ist. In diesem Fall wäre ein Abzug der Verluste nicht zu-

lässig. Ob es sich tatsächlich um ein Steuerstundungsmodell handelt, 

werde in einem gesonderten Verfahren zu entscheiden sein.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 07.02.2018, X R 10/16

Keine Verbandsklagebefugnis für  
Anlegerschutzverein

Einem in Berlin ansässigen Verein, der sich insbesondere um die In-

teressen von Anlegern notleidend gewordener geschlossener Immo-

bilienfonds kümmert, steht keine Verbandsklagebefugnis zu, wie das 

Oberverwaltungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen entschieden 

hat. Diese würde es ihm ermöglichen, Verbandsklagen im Verbrau-

cherschutzinteresse gegen Wettbewerbsverstöße im Kapitalmarktbe-

reich zu erheben.

Der Kläger hatte im Jahr 2010 beim Bundesamt für Justiz die Eintra-

gung in die Liste der qualifizierten Einrichtungen nach dem Unter-

lassungsklagengesetz beantragt, die Voraussetzung für die Erhebung 

einer Verbandsklage zur Geltendmachung von Verbraucherschutzinte-

ressen ist. Dies hatte das Bundesamt unter Verweis auf eine mögliche 

Interessenkollision abgelehnt. Das Verwaltungsgericht Köln hat die 

Klage abgewiesen.

Die Klage blieb auch in zweiter Instanz erfolglos. Der Kläger erfülle die 

Eintragungsvoraussetzungen nach dem Unterlassungsklagengesetz 

nicht. Es erscheine aufgrund seiner bisherigen Tätigkeit nicht gesichert, 

dass er seine satzungsmäßigen Aufgaben, insbesondere die nicht ge-

werbsmäßige Aufklärung und Beratung der Verbraucher, auch künftig 

dauerhaft wirksam und sachgerecht erfüllen werde. Die gesetzlich vor-

gesehene Verpflichtung zur tatsächlichen sachgerechten Erfüllung der 

Verbraucherschutzaufgaben solle Interessenkollisionen vermeiden, die 

dazu führen könnten, dass andere ‒ insbesondere gewerbliche ‒ Inter-

essen als der Verbraucherschutz ausschlaggebend für das Handeln des 

Vereins sein könnten. Deswegen dürfe die Verbraucheraufklärung und 

-beratung nicht in nennenswertem Maße eigenen wirtschaftlichen 

Kapital- 
anleger
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Interessen des Verbandes oder Dritter dienen, was auch europarecht-

lichen Vorgaben entspreche. Angesichts der vom Kläger vorgelegten 

Unterlagen über die Vereinstätigkeit und seine Verbindung zu einer auf 

das Bank- und Kapitalmarktrecht spezialisierten Rechtsanwaltskanzlei, 

die im wechselseitigen finanziellen Interesse bestehe, könne jedoch 

nicht ausgeschlossen werden, dass der Verein auch den wirtschaftli-

chen Interessen der Kanzlei diene.

Das OVG hat die Revision zum Bundesverwaltungsgericht wegen 

grundsätzlicher Bedeutung zugelassen.

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 16.04.2018, 

4 A 1621/14, nicht rechtskräftig

Elektronische Vermögensbildungsbescheinigung: 
Frist für die Übermittlung und Härtefallregelung

Mit Schreiben vom 16.12.2016 (BStBl I S. 1435) hat das Bundesfinanz-

ministerium (BMF) das Verfahren der elektronischen Vermögensbil-

dungsbescheinigung (§ 15 des 5. Vermögensbildungsgesetz – VermBG) 

gestartet. Die erstmalige Datenübermittlung hatte danach für die in 

2017 angelegten vermögenwirksamen Leistungen spätestens bis zum 

28.02.2018 zu erfolgen. Das BMF-Schreiben vom 29.11.2017 (BStBl I 

S. 1626) zur Anwendung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 

enthält weitere Regelungen (unter anderem Härtefallregelung in Ab-

schnitt 14 Absatz 7b).

Wie laut BMF mitgeteilt wurde, haben es Arbeitgeber teilweise ver-

säumt, die technischen Voraussetzungen für eine elektronische Da-

tenübermittlung zu schaffen. Betroffen sind Fälle, in denen die vermö-

genswirksamen Leistungen beim Arbeitgeber selbst angelegt werden 

(§§ 5, 6 und 7 des 5. VermBG, Anlagearten 2 und 3) und damit der 

Arbeitgeber die mitteilungspflichtige Stelle ist. Hierzu nimmt das BMF 

in einem aktuellen Schreiben Stellung. 

Zur Frist für die Übermittlung der elektronischen Vermögensbildungs-

bescheinigung  (§ 15 des 5. VermBG in Verbindung mit § 93c Abga-

benordnung – AO) führt das Ministerium aus, vor dem Hintergrund 

der aufgetretenen Umsetzungsprobleme werde die Frist einmalig 

für das Anlagejahr 2017 um sechs Monate verlängert. Die elektroni-

schen Vermögensbildungsbescheinigungen für die in 2017 angelegten 

vermögenwirksamen Leistungen seien danach spätestens bis zum 

31.08.2018 zu übermitteln. Dies gelte für alle mitteilungspflichtigen 

Stellen.

Zur Härtefallregelung (Abschnitt 14 Absatz 7b des BMF-Schreibens  

vom 29.11.2017) heißt es in dem aktuellen Schreiben des BMF, die Tat-

sache, dass die Übermittlung der elektronischen Vermögensbildungs-

bescheinigung mit zusätzlichen Kosten und einem Umsetzungsauf-

wand für die mitteilungspflichtige Stelle verbunden ist, stelle für sich 

gesehen keinen Befreiungsgrund dar. Im Übrigen seien Anträge mit 

mehr als 100 zu übermittelnden Datensätzen grundsätzlich nicht als 

Härtefall genehmigungsfähig.

Würden die Daten der elektronischen Vermögensbildungsbescheini-

gung nicht elektronisch übermittelt oder erfolge – nach einem positiv 

beschiedenen Härtefallantrag – keine schriftliche Mitteilung an die 

Zentralstelle für Arbeitnehmer-Sparzulage und Wohnungsbauprämie, 

könne das Betriebsstättenfinanzamt die Mitteilung mit Zwangsmit-

teln (§§ 328 ff. AO) durchsetzen.

Der „Nachweis der vermögenswirksam angelegten Leistungen in 

anderer Weise“ (siehe Abschnitt 15 Absatz 3b des BMF-Schreibens 

29.11.2017) sei im Übrigen nur zulässig bei technischen Problemen 

im Zusammenhang mit einem eingerichteten System der Datenüber-

mittlung.

Das aktuelle BMF-Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröf-

fentlicht. Es steht ab sofort für eine Übergangszeit auf den Internet-

seiten des BMF (www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik 

„Themen – Steuern – Steuerarten – Lohnsteuer – BMF-Schreiben/All-

gemeines“ zur Ansicht und zum Abruf als pdf-Datei bereit.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 17.04.2018, IV C 5 - S 

2439/12/10001
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Beschädigung der Mietwohnung:  
Vermieter kann sofort Schadenersatz verlangen

Der Schadenersatzanspruch des Vermieters wegen Beschädigung der 

Mietwohnung erfordert keine vorherige Fristsetzung zur Schadensbe-

seitigung. Dies hat der Bundesgerichtshof (BGH) entschieden.

Der Beklagte war für mehr als sieben Jahre Mieter einer Wohnung des 

Klägers. Nach einvernehmlicher Beendigung des Mietverhältnisses 

und Rückgabe der Wohnung verlangte der Kläger vom Beklagten Scha-

denersatz, weil dieser insbesondere wegen Verletzung von Obhuts- 

und Sorgfaltspflichten für verschiedene Beschädigungen der Wohnung 

verantwortlich sei. Eine Frist zu Beseitigung der betreffenden Schäden 

hatte er dem Beklagten zuvor nicht gesetzt. 

Die auf diesen Schadenersatz gerichtete Klage hatte in den Vorinstan-

zen in Höhe von 5.171 Euro nebst Zinsen Erfolg. Nach der Entscheidung 

des Berufungsgerichts schuldet der Beklagte dem Kläger diesen Scha-

denersatz wegen eines von dem Beklagten zu verantwortenden Schim-

melbefalls in mehreren Räumen, wegen mangelnder Pflege der Bade-

zimmerarmaturen und eines Lackschadens an einem Heizkörper sowie 

wegen eines schadensbedingt fünfmonatigen Mietausfalls. Dabei ist 

das Berufungsgericht nicht der Auffassung des Beklagten gefolgt, wo-

nach Schadenersatz nur nach erfolglosem Ablauf einer ihm vorliegend 

nicht gesetzten Frist zur Schadensbeseitigung hätte verlangt werden 

können. Mit seiner Revision verfolgte der Beklagte sein Klageabwei-

sungsbegehren weiter. 

Der BGH hat entschieden, dass ein vom Vermieter wegen Beschädi-

gung der Mietsache geltend gemachter Schadenersatzanspruch kei-

ne vorherige Fristsetzung zur Schadensbeseitigung gegenüber dem 

Mieter voraussetzt. Denn das in §§ 280 Absatz 1 und 3, 281 Absatz 1 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) als Anspruchsvoraussetzung vorgese-

hene Fristsetzungserfordernis gelte nur für die Nicht- oder Schlecht-

erfüllung von Leistungspflichten durch den Schuldner. In diesen Fällen 

müsse der Gläubiger dem Schuldner grundsätzlich zunächst eine wei-

tere Gelegenheit zur Erfüllung seiner Leistungspflicht geben, bevor er 

(statt der geschuldeten Leistung) Schadenersatz verlangen kann. Als 

eine derartige Leistungspflicht hat der BGH etwa die vom Mieter wirk-

sam aus dem Pflichtenkreis des Vermieters übernommene Pflicht zur 

Vornahme von Schönheitsreparaturen angesehen. 

Im Gegensatz dazu handele es sich bei der Verpflichtung des Mieters, 

die ihm überlassenen Mieträume in einem dem vertragsgemäßen Ge-

brauch entsprechenden Zustand zu halten und insbesondere die Räu-

me aufgrund der aus der Besitzübertragung folgenden Obhutspflicht 

schonend und pfleglich zu behandeln, um eine nicht leistungsbezo-

gene Nebenpflicht (§ 241 Absatz 2 BGB). Deren Verletzung begrün-

de einen Anspruch des Geschädigten auf Schadenersatz (neben der 

Leistung) bereits bei Vorliegen der in § 280 Absatz 1 BGB genannten 

Voraussetzungen. Daher könne ein Vermieter bei Beschädigungen der 

Mietsache vom Mieter gemäß § 249 BGB nach seiner Wahl statt einer 

Schadensbeseitigung auch sofort Geldersatz verlangen, ohne diesem 

zuvor eine Frist zur Schadensbehebung gesetzt zu haben. Dies gilt laut 

BGH entgegen einer im mietrechtlichen Schrifttum teilweise vorge-

nommenen Unterscheidung auch unabhängig davon, ob ein Vermieter 

einen entsprechenden Schadenersatz bereits vor oder (wie hier) erst 

nach der in § 546 Absatz 1 BGB geregelten Rückgabe der Mietsache 

geltend macht. Denn § 546 Absatz 1 BGB treffe weder eine Regelung 

darüber, in welchem Zustand die Mietsache zurückzugeben ist, noch 

dazu, unter welchen Voraussetzungen Schadenersatz zu leisten ist. Der 

BGH hat deshalb die Revision des Beklagten zurückgewiesen. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 28.02.2018, VIII ZR 157/17

Bauherrenrecht: Frist zur Mängelbeseitigung  
muss konkret gesetzt werden

Das Kammergericht Berlin hat entschieden, dass ein Bauherr einem 

Dachdecker keine konkrete Frist für die Mängelbeseitigung gesetzt hat, 

wenn er ihn mündlich auffordert, einen Mangel an der Dachbeschich-

tung „schnellstmöglich zu reparieren“. 

Nur wenn eine konkrete Frist gesetzt worden ist, könnte der Bauherr 

Anspruch auf Schadenersatz geltend machen, wenn der Dachdecker 

zunächst untätig bleibt und der Hausbesitzer den Mangel anderweitig 

und auf eigene Kosten behebt. Mit der Formulierung „schnellstmög-

lich“ werde  zwar zur Nachbesserung aufgerufen. Es werde aber kein 

bestimmter Termin gesetzt, auf den sich der Handwerker einstellen 

könne. 

KG Berlin, 7 U 123/09 vom 26.03.2010

Immobilien-
besitzer
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Für Verwaltung von über 50 Mietverhältnissen ge-
nutztes Arbeitszimmer: Kosten unterliegen  
steuerrechtlich keiner Abzugsbeschränkung

Ein zur Verwaltung von mehr als 50 Mietverhältnissen (im Streitfall 70 

Objekte) genutztes Arbeitszimmer, das nach den Gesamtumständen 

des Einzelfalls den Mittelpunkt der Vermietungstätigkeit bildet, fällt 

nicht unter die Abzugsbeschränkung des § 4 Absatz 5 Nr. 6b Satz 1 

Einkommensteuergesetz (EStG). Dies hat das Finanzgericht (FG) Mün-

chen in einem Fall klargestellt, in dem die Kläger 70 Mietobjekte von 

dem Arbeitszimmer aus verwalteten.

Das Finanzamt hatte indes die für das häusliche Arbeitszimmer geltend 

gemachten Werbungskosten von 3.971,71 Euro auf 1.250 Euro mit der 

Begründung gekürzt, dass dieses nicht den Mittelpunkt der gesamten 

Betätigung darstelle. Dem ist das FG entgegengetreten. Es verweist 

auf ein Urteil des FG Köln vom 09.09.2010, wonach ein außerhäusli-

ches Arbeitszimmer bei mehr als 50 Mietverhältnissen nicht unter die 

Abzugsbeschränkungen des § 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 6b Satz1 EStG fällt.

Finanzgericht München, Urteil vom 18.08.2016, 15 K 1519/15

Aufstellen einer (Aufdach-)Photovoltaikanlage  
unterliegt der Bauabzugssteuer

Die Errichtung einer Aufdach-Photovoltaikanlage stellt eine Bauleis-

tung dar und unterliegt damit der Bauabzugssteuer. Dies stellt das Fi-

nanzgericht (FG) Düsseldorf klar.

Zwischen den Beteiligten steht die Verpflichtung zum Steuerabzug bei 

Bauleistungen im Streit. Nach der betreffenden Vorschrift des Einkom-

mensteuergesetzes sind Unternehmer als Leistungsempfänger von 

Bauleistungen im Inland grundsätzlich verpflichtet, von der Gegenleis-

tung einen Steuerabzug von 15 Prozent für Rechnung des Leistenden 

vorzunehmen. Der Steuerabzug muss unter anderem dann nicht vor-

genommen werden, wenn der Leistende eine gültige Freistellungsbe-

scheinigung vorlegt.

Das klagende Unternehmen liefert und montiert Photovoltaikanlagen 

in Form so genannter Aufdach-Anlagen. Dabei bediente es sich für die 

Dachmontage einer Fremdfirma. Eine Anmeldung von Bauabzugssteu-

er erfolgte zunächst nicht. Daraufhin leitete die Steuerfahndung ein 

Strafverfahren gegen den Geschäftsführer der Klägerin ein. Die Kläge-

rin gab sodann eine Anmeldung zur Bauabzugssteuer ab, vertrat aber 

die Auffassung, dass es bei einer Aufdach-Anlage – im Unterschied zu 

einer in das Dach integrierten Anlage – an einer Bauleistung fehle. Dem 

folgte das beklagte Finanzamt nicht.

Das FG Düsseldorf hat die dagegen gerichtete Klage abgewiesen und 

entschieden, dass die Errichtung von Aufdach-Photovoltaikanlagen 

eine Bauleistung darstelle.

Bauleistungen seien alle Leistungen, die der Herstellung, Instandset-

zung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken oder 

deren bestimmungsgemäßer Nutzung dienen. Nach dem maßgebli-

chen weiten Begriffsverständnis würden alle Tätigkeiten „am Bau“ 

erfasst. Die Definition entspreche der betreffenden Regelung des So-

zialgesetzbuchs III und der Baubetriebe-Verordnung. Die Tätigkeiten 

müssten im Zusammenhang mit einem Bauwerk ausgeführt werden 

und unmittelbar auf die Substanz des Bauwerks einwirken.

Der Begriff des Bauwerks sei in Übereinstimmung mit der Rechtspre-

chung des Bundesarbeitsgerichts weit auszulegen und umfasse nicht 

nur Gebäude, sondern auch mit dem Erdboden verbundene oder in-

folge ihrer Schwere auf ihm ruhende, aus Baustoffen oder -teilen mit 

baulichem Gerät hergestellte Anlagen. Dies könnten auch Betriebsvor-

richtungen sein. Daher gehörten auch Aufdach-Photovoltaikanlagen 

zu den Bauwerken, sodass das Aufstellen einer Photovoltaikanlage 

grundsätzlich als bauabzugssteuerpflichtig anzusehen sei.

Schließlich stehe der Abzugsverpflichtung nicht entgegen, dass das 

leistende Unternehmen im Ausland ansässig ist, so das FG Düsseldorf. 

Eine inländische Steuerpflicht des Leistenden werde nicht vorausge-

setzt.

Das FG Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen, 

die dort unter dem Aktenzeichen I R 67/17 anhängig ist. 

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 10.10.2017, 10 K 1513/14 E, nicht 

rechtskräftig
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„Equal Pay“: Leiharbeitnehmer scheitert mit Klage

Der Kläger war vom 01.02.2017 bis zum 26.07.2017 bei der Beklagten, 

die ein Unternehmen der Arbeitnehmerüberlassung betreibt, im Rah-

men eines Arbeitsverhältnisses beschäftigt. Kraft arbeitsvertraglicher 

Bezugnahme fanden auf das Arbeitsverhältnis die zwischen dem Bun-

desarbeitgeberverband der Personaldienstleister e.V. (BAP) und der 

DGB-Tarifgemeinschaft abgeschlossenen Tarifverträge in ihrer jeweils 

geltenden Fassung sowie die in dem jeweiligen Einsatzbetrieb gelten-

den, zwischen dem BAP und der Mitgliedsgewerkschaft des DGB abge-

schlossenen Tarifverträge über Branchenzuschläge Anwendung.

Der Kläger war während der Zeit seiner Beschäftigung ausschließ-

lich bei einem Unternehmen, bei dem auf die Arbeitsverhältnisse der 

Stammarbeitnehmer die Tarifverträge der Metall- und Elektroindustrie 

in Hessen Anwendung finden, eingesetzt. Er macht geltend, die Ver-

gütung auf der Grundlage der auf sein Arbeitsverhältnis anwendbaren 

tarifvertraglichen Regelungen bleibe in einem Maße hinter der auf-

grund der Tarifverträge in der Metall- und Elektrobranche zu zahlenden 

Vergütung zurück, dass jedenfalls bei gebotener richtlinienkonformer 

Auslegung der Tariföffnungsklausel in § 8 Absatz 2 Satz 1 Arbeitneh-

merüberlassungsgesetz (AÜG) die Abweichung des Lohns hiervon 

nicht gedeckt sei. Er habe daher einen Anspruch auf Vergütung nach 

den in der Metall- und Elektrobranche geltenden Regelungen.

Dieser Ansicht schloss sich das ArbG Gießen nicht an. Durch die Ta-

rifverträge der Leiharbeitsbranche, abgeschlossen zwischen dem BAP 

und der DGB-Tarifgemeinschaft, in Verbindung mit dem Branchenzu-

schlagstarifvertrag für die Metall- und Elektroindustrie werde in zuläs-

siger Weise vom Grundsatz des Equal Pay abgewichen.

Die Leiharbeitsrichtlinie (RL 2008/104/EG) ermögliche es dem natio-

nalen Gesetzgeber, die Abweichung vom Grundsatz der gleichen Ver-

gütung bei Leiharbeit durch Tarifvertrag zuzulassen. § 8 AÜG in seiner 

aktuellen Fassung berücksichtige den von der Richtlinie geforderten 

Gesamtschutz der Leiharbeitnehmer in ausreichendem Maße, indem 

das Gesetz die Tarifvertragsparteien auf die Einhaltung jedenfalls der 

Lohnuntergrenze in der Leiharbeit verpflichtet und ihnen gleichzeitig 

eine zeitliche Grenze zur Abweichung vom Equal-Pay-Grundsatz so-

wie einen Anreiz zur zeitnahen Heranführung der Löhne an diejenigen 

der Stammarbeitnehmer setzt. Unter Berücksichtigung der auch den 

Tarifverträgen in der Leiharbeitsbranche zukommenden Richtigkeits-

vermutung seien nähere Vorgaben hinsichtlich der Entgelthöhe nicht 

geboten.

Arbeitsgericht Gießen, Urteil vom 14.02.2018, 7 Ca 246/17

Arbeitgeber beschafft BahnCard für Mitarbeiter:  
OFD Frankfurt klärt lohnsteuerliche Behandlung

Die Frage, wie die Überlassung einer BahnCard durch den Arbeitgeber 

steuerlich zu beurteilen ist, wenn diese zur dienstlichen sowie auch zur 

privaten Nutzung an den Arbeitnehmer weitergeben wird, wird in einer 

Verfügung der Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt am Main behan-

delt. Danach sind für die Fälle der BahnCard 100 und der BahnCard 50 

zwei Fallgestaltungen zu unterscheiden.

Unabhängig von der privaten Nutzungsmöglichkeit könne aus Verein-

fachungsgründen ein überwiegend eigenbetriebliches Interesse des 

Arbeitgebers an der Überlassung angenommen werden, wenn nach 

der Prognose zum Zeitpunkt der Hingabe der BahnCard die ersparten 

Kosten für Einzelfahrscheine, die im Rahmen der Auswärtstätigkeit 

ohne Nutzung der BahnCard während deren Gültigkeitsdauer anfallen 

würden, die Kosten der BahnCard erreichen oder übersteigen (prog-

nostizierte Vollamortisation). In diesem Fall stelle die Überlassung der 

BahnCard an den Arbeitnehmer keinen Arbeitslohn dar. Tritt die prog-

nostizierte Vollamortisation aus unvorhersehbaren Gründen (zum Bei-

spiel Krankheit) nicht ein, sei keine Nachversteuerung vorzunehmen, 

das überwiegend eigenbetriebliche Interesse bei Hingabe der Bahn-

Card werde hierdurch nicht berührt.

Erreichen die durch die Nutzung der überlassenen BahnCard erspar-

ten Fahrtkosten, die im Rahmen der Auswärtstätigkeit ohne Nutzung 

der BahnCard während deren Gültigkeitsdauer anfallen würden, nach 

der Prognose zum Zeitpunkt der Hingabe der BahnCard deren Kosten 

voraussichtlich nicht vollständig (Prognose der Teilamortisation), liegt 

laut OFD die Überlassung der BahnCard nicht im überwiegend eigen-

betrieblichen Interesse des Arbeitgebers. Der Wert der BahnCard sei als 

geldwerter Vorteil zu erfassen. Die Überlassung der BahnCard stelle in 

diesem Fall zunächst in voller Höhe steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. 

Die während der Gültigkeitsdauer der BahnCard durch deren Nutzung 

für dienstliche Fahrten ersparten Fahrtkosten könnten dann gegebe-

Angestellte
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nenfalls monatsweise oder auch am Ende des Gültigkeitszeitraumes 

als Korrekturbetrag den steuerpflichtigen Arbeitslohn mindern (als 

Verrechnung des dann feststehenden steuerfreien Reisekostenerstat-

tungsanspruchs des Arbeitnehmers mit der zunächst steuerpflichtigen 

Vorauszahlung auf mögliche Reisekosten in Form der BahnCard). Für 

die Höhe des Korrekturbetrags könnten aus Vereinfachungsgründen – 

anstelle einer quotalen Aufteilung (Nutzung zu dienstlichen Zwecken 

im Verhältnis zur Gesamtnutzung) – auch die ersparten Reisekosten für 

Einzelfahrscheine, die im Rahmen der Auswärtstätigkeit ohne Nutzung 

der BahnCard während deren Gültigkeitsdauer angefallen wären, be-

grenzt auf die Höhe der tatsächlichen Kosten der BahnCard, zugrunde 

gelegt werden.

Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main, Verfügung vom 31.07.2017, S 

2334 A - 80 - St 222

Doppelte Haushaltsführung: Lage der Wohnungen 
kann zu berücksichtigen sein

Die Entscheidung über den Lebensmittelpunkt erfordert eine Wür-

digung aller Umstände des Einzelfalls, die sich aus einer Zusammen-

schau mehrerer Einzeltatsachen ergibt. Dabei kann auch ein Vergleich 

der Lage der Wohnungen als Indiz bei der Beurteilung des Lebensmit-

telpunkts von Bedeutung sein. Das erklärt der BFH und verweist dabei 

auf die dazu bereits vorhandene Rechtsprechung.

Die Richter erklären, nach ständiger Rechtsprechung sei die Frage, ob 

die außerhalb des Beschäftigungsorts belegene Wohnung des Arbeit-

nehmers als Mittelpunkt seiner Lebensinteressen anzusehen sei und 

deshalb seinen (Haupt)Hausstand darstelle, anhand einer Gesamtwür-

digung aller Umstände des Einzelfalls festzustellen. Dementsprechend 

erfordere die Entscheidung über den Lebensmittelpunkt nach ständiger 

Rechtsprechung des erkennenden Senats eine tatrichterliche Würdi-

gung aller Umstände des Einzelfalls, die sich aus einer Zusammenschau 

mehrerer Einzeltatsachen ergebe. Indizien könnten sein, wie oft und wie 

lange sich der Arbeitnehmer in der einen und der anderen Wohnung 

aufhält, wie beide Wohnungen ausgestattet und wie groß sie sind. 

Von Bedeutung seien auch die Dauer des Aufenthalts am Beschäfti-

gungsort, die Entfernung beider Wohnungen sowie die Zahl der Heim-

fahrten. 

Erhebliches Gewicht habe ferner der Umstand, zu welchem Wohnort 

die engeren persönlichen Beziehungen (z.B. Art und Intensität der so-

zialen Kontakte, Vereinszugehörigkeiten und andere Aktivitäten) be-

stehen. 

Da es sich um eine Würdigung aller Umstände des Einzelfalls handelt, 

könne deshalb gegebenenfalls auch ein Vergleich der Lage der Woh-

nungen als Indiz bei der Beurteilung des Lebensmittelpunkts von Be-

deutung sein.

BFH-Beschluss vom 18.12.2017, Az. VI B 66/17

Betrieblich veranstalteter Grillabend: Weg zur  
Toilette fällt unter Unfallversicherungsschutz

Stürzt eine Arbeitnehmerin während eines Grillabends innerhalb ei-

ner betrieblichen Gemeinschaftsveranstaltung alkoholisiert auf dem 

Weg zur Toilette, handelt es sich um einen entschädigungspflichtigen 

Arbeitsunfall. Dies hat das Sozialgericht (SG) Dortmund im Fall einer 

Industriekauffrau entschieden, die als Teilnehmerin eines Workshops 

ihres Arbeitgebers zur Verbesserung der Zusammenarbeit der Abtei-

lungen in einem sauerländischen Hotel verunfallte. Während eines 

Grillabends mit offenem Ende und freiem Essen und Trinken knickte 

die Mitarbeiterin auf dem Weg zur Toilette alkoholisiert gegen Mitter-

nacht um und zog sich einen Bruch des linken Sprunggelenks zu.

Die Berufsgenossenschaft Holz und Metall lehnte die Anerkennung ei-

nes Arbeitsunfalles ab, weil sich die Mitarbeiterin zum Unfallzeitpunkt 

nicht bei einer versicherten Tätigkeit befunden habe. Die hiergegen 

von der Klägerin bei dem SG Dortmund erhobene Klage hatte Erfolg. 

Das Gericht stellte nach Vernehmung mehrerer Zeugen fest, dass das 

Umknicken der Klägerin mit Bruch des linken Sprunggelenks ein Ar-

beitsunfall gewesen sei. Die Klägerin habe sich zum Unfallzeitpunkt 

auf einem versicherten Weg zur Toilette im Rahmen einer Betriebs-

gemeinschaftsveranstaltung befunden. Der Grillabend sei von den 

Vorgesetzten der Klägerin nicht beendet worden, auch wenn zum Un-

fallzeitpunkt keine Anwesenheitspflicht mehr gegolten habe. Die Alko-

holisierung der Klägerin habe dem Ziel der Veranstaltung nicht entge-

gengestanden. Denn sie sei noch zu einer angemessenen Teilnahme an 

dem geselligen Beisammensein in der Lage gewesen.

Sozialgericht Dortmund, Urteil vom 01.02.2018, S 18 U 211/15
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Kindergeld wegen Behinderung: Familienkasse mit 
Beschwerde wegen fehlender Mitwirkung des Kindes 
an Gutachten erfolglos

Folgt das Finanzgericht einem Gutachten, in welchem einem Kind be-

scheinigt wird, dass es wegen seiner Behinderung außerstande ist, sich 

selbst zu unterhalten, obwohl das Gutachten ohne Mitwirkung des 

Kindes erstellt wurde, so ist nicht allein deshalb die Revision wegen 

grundsätzlicher Bedeutung, Divergenz oder Verfahrensfehlern zuzulas-

sen. Dies hat der Bundesfinanzhof in einem Verfahren entschieden, in 

dem es der Kindergeldanspruch für ein erwachsenes Kind strittig war.

Die Klägerin ist die Mutter eines im November 1992 geborenen Kindes, 

für das sie zunächst Kindergeld bezog. Die beklagte Familienkasse hob 

die Festsetzung ab Februar 2014 auf, weil sie meint, dass für das Kind 

kein Berücksichtigungstatbestand mehr vorliege. Die Klägerin war hin-

gegen der Auffassung, dass ihr Kind nach § 32 Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 

des Einkommensteuergesetzes (EStG) als behindertes Kind zu berück-

sichtigen sei. Im Klageverfahren wurde ein Sachverständiger damit be-

auftragt, das Kind zu begutachten. Allerdings gelang es ihm nicht, mit 

dem Kind ein Gespräch zu führen.

Das FG gab der Klage dennoch statt. Es war davon überzeugt, dass das 

Kind aufgrund seiner Behinderung im Streitzeitraum (Februar bis No-

vember 2014) nicht dazu imstande gewesen sei, sich selbst zu unter-

halten. Gegen das Urteil des FG hat die Familienkasse 

Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt. Sie meint, das FG habe die 

Beweislast für den Nachweis der behinderungsbedingten Unfähigkeit 

zum Selbstunterhalt dadurch umgangen, dass es fremdanamnestische 

Angaben bei der Erstellung eines Gutachtens akzeptiert habe. Es sei zu 

klären, ob solche Angaben so zu behandeln seien, als ob das Kind selbst 

an der Begutachtung mitgewirkt habe, auch wenn die Feststellungslast 

bezüglich der Ursächlichkeit zulasten des Kindergeldberechtigten gehe.

Der BFH hat die Beschwerde als unzulässig verworfen, weil ihre Be-

gründung nicht den Darlegungserfordernissen genüge. Die Familien-

kasse wende sich in ihrer Beschwerdebegründung dagegen, dass das 

FG sich wegen der Frage, ob das Kind wegen seiner Behinderung zum 

Selbstunterhalt nicht imstande war, auf ein Gutachten gestützt hat, 

das ohne aktive Beteiligung des Kindes zustande kam, weil sich dieses 

einer Begutachtung verweigerte. Sie habe ihre Einwände als Rechts-

frage formuliert. Jedoch könne die Frage, ob ein über ein behindertes 

Kind erstelltes Gutachten, das sich auf Fremdanamnese stützt, ebenso 

aussagekräftig ist wie ein Gutachten, das unter Mitwirkung des Kin-

des zustande gekommen ist, in dieser Allgemeinheit nicht in einem 

Revisionsverfahren geklärt werden, unterstreicht der BFH. Denn jedes 

Gericht habe sich im konkreten Einzelfall eine eigene Überzeugung da-

rüber zu bilden, ob ein Kind aufgrund einer Behinderung außerstande 

ist, sich selbst zu unterhalten.

Das FG habe im Streitfall zu diesem Zweck einen Gutachter eingeschal-

tet, der aus seinem persönlichen Eindruck und aus den ihm vorliegen-

den Anamnesen und Unterlagen die Schlussfolgerung zog, dass das Kind 

nicht imstande sei, sich selbst zu unterhalten. Es sei dem Gutachten 

trotz der fehlenden Mitwirkung des Kindes gefolgt und habe dies im an-

gefochtenen Urteil eingehend begründet. Das FG habe keinen allgemei-

nen Rechtssatz dahingehend aufgestellt, dass ein Gutachten über die 

Behinderung einer Person, das ohne deren Mitwirkung zustande gekom-

men ist, ebenso aussagekräftig ist wie ein Gutachten, an dem die Per-

son mitgewirkt hat. Eine im Allgemeininteresse klärungsbedürftige und 

klärbare Rechtsfrage habe die Familienkasse daher nicht aufgeworfen. 

Die von ihr angesprochene Frage der Feststellungslast habe sich nicht 

gestellt, weil das FG davon überzeugt gewesen sei, dass das Kind auf-

grund seiner Behinderung außerstande war, sich selbst zu unterhalten.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 27.11.2017, III B 179/16

BAföG-Leistungen von Eltern in der Regel  
zurückzuzahlen

Ein junge Frau hatte nach dem Realschulabschluss zunächst eine Aus-

bildung abgeschlossen. Danach besuchte sie die Fachoberschule und 

beschloss, auch noch ein Fachhochschulstudium zu absolvieren. Für 

das Studium erhielt sie BAföG-Leistungen in Höhe von 413 Euro mo-

natlich. Das Geld verlangte das BAföG-Amt von der Mutter der jungen 

Frau zurück, die über ein Monatsgehalt von rund 2.200 Euro verfügte.

Die Mutter weigerte sich. Sie argumentierte, sie hätte sich nicht auf 

eine Zahlungsverpflichtung einstellen müssen. Die Tochter habe eine 

abgeschlossene Ausbildung und könne ihren Lebensunterhalt selbst 

bestreiten. Außerdem habe ihre Tochter während der Ausbildung er-

klärt, im Anschluss arbeiten und in dem Haus ihres verstorbenen Va-

Familie und 
Kinder
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ters wohnen zu wollen. Im Vertrauen darauf habe die Mutter einen 

Kredit für die Renovierung dieses Hauses aufgenommen.

Das Gericht konnte dieser Argumentation nicht folgen und gab im We-

sentlichen dem BAföG-Amt Recht. Die Eltern schuldeten dem Kind die 

Finanzierung einer Ausbildung, die den Fähigkeiten, dem Leistungswil-

len und den Neigungen des Kindes am besten entspreche und sich in 

den Grenzen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern halte. 

Wenn sich ein Kind in engem zeitlichen Zusammenhang nach einer 

Ausbildung zu einem Studium entschließe, sei auch die Finanzierung 

des Studiums geschuldet.

Voraussetzung sei allerdings, dass sich Ausbildung und Studium inhalt-

lich sinnvoll ergänzten. Die Mutter könne sich auch nicht darauf beru-

fen, dass die Tochter ihre Pläne geändert und ihre Absicht, auf Dauer in 

dem Haus ihres Vaters zu wohnen, aufgegeben habe. Dem ständen die 

persönlichen und beruflichen Unwägbarkeiten gerade im Leben eines 

jungen Menschen entgegen, so das OLG.

Oberlandesgericht Oldenburg, Hinweisbeschluss vom 15.11.2017 und 

Beschluss vom 02.01.2018, 4 UF 135/17

Elterngeld: Keine Verluste durch Heiratsbeihilfe  
und Weihnachtsgeld

Anlassbezogene oder einmalige Zahlungen wie eine Heiratsbeihilfe 

oder Weihnachtsgeld reduzieren das Elterngeld auch dann nicht, wenn 

der Arbeitgeber keinen Lohnsteuerabzug vom Arbeitslohn vornimmt, 

sondern das Einkommen während des Elterngeldbezugs pauschal ver-

steuert. Dies hat das Bundessozialgericht (BSG) entschieden.

Die Klägerin war vor der Geburt ihres Kindes am 07.01.2014 als An-

gestellte eines Steuerbüros tätig. Nach der Geburt ihres Kindes be-

schäftigte ihr Arbeitgeber sie mit einem pauschal versteuerten Minijob 

weiter. Zusätzlich zum laufenden Arbeitslohn zahlte er ihr während des 

Elterngeldbezugs eine einmalige Heiratsbeihilfe sowie Urlaubs-und 

Weihnachtsgeld. Diese Leistungen versteuerte er ebenfalls pauschal.

Der beklagte Freistaat rechnete diese Zahlungen wegen der pauscha-

len Versteuerung als Einkommen auf das Elterngeld der Klägerin an. 

Der hiergegen gerichteten Klage haben die Vorinstanzen stattgegeben.

Das BSG hat die dagegen gerichtete Revision des Beklagten zurückge-

wiesen. Für den Fall eines Lohnsteuerabzugsverfahrens blieben einmal 

gezahlte Vergütungsbestandteile als sonstige Bezüge bei der Eltern-

geldberechnung unberücksichtigt. Hierbei verbleibe es auch, wenn sich 

der Arbeitgeber bei einem Mini-Job für eine pauschale Versteuerung 

entscheidet. Hierfür gebe es keine besondere Regelung im Elterngel-

drecht.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 08.03.2018, B 10 EG 8/16 R

Kindertagesstätte: Servicepauschalen für  
Essensversorgung von Eltern zu bezahlen 

Die im Rahmen der Essensversorgung in Kindertagesstätten anfallen-

den Kosten sind von den Eltern zu tragen. Die Gemeinde muss hierfür 

nicht aufkommen. Dies hat das Verwaltungsgericht (VG) Magdeburg 

entschieden.

Die Tochter der Kläger besucht eine Kindertagesstätte, die von einem 

privaten Unternehmen mit Essen versorgt wird. Der Essensanbieter 

rechnet die Kosten für Herstellung und Anlieferung der Mahlzeiten so-

wie verschiedene Servicekosten etwa für die Essensausgabe und den 

Abwasch direkt mit den Eltern ab. Die Kläger vertraten die Auffassung, 

dass die Vorhaltung dieser Serviceleistungen (Bereitstellung, Essens-

ausgabe, Abwasch) zu den Aufgaben der Gemeinde gehört. Diese habe 

den darauf entfallenden Betrag der Essenskosten zu erstatten.

 Das VG Magdeburg hat die Klage abgewiesen. Aus dem Kinderförde-

rungsgesetz des Landes ergebe sich allein die Pflicht der Gemeinde, 

die Essensversorgung sicherzustellen. Damit müsse nur die Möglich-

keit, dass eine Essensversorgung überhaupt vorgenommen wird, ge-

währleistet werden. Es sei daher ausreichend, wenn die Gemeinde eine 

Belieferung der Kindertagesstätte durch eine private Firma gestattet. 

Die Kosten für die Mahlzeiten an sich seien nach dem Kinderförde-

rungsgesetz von den Eltern zu tragen. Für die mit der Zubereitung und 

Anlieferung des Essens in untrennbarem Zusammenhang stehenden 

Servicekosten gelte nichts anderes. 

Gegen das Urteil kann beim Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt 

die Zulassung der Berufung beantragt werden.

Verwaltungsgericht Magdeburg, PM vom 20.04.2018 zu 6 A 215/16 

MD, nicht rechtskräftig


